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Die Gemeinde Oberhausen Landkreis Neuburg-Schrobenhausen
erläßt auf Grund §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB)
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO)
Art. 91 der Bayr. Bauordnung (BayBO) und der Verordnung
über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
Ordnung -BauNVO-) folgende, mit Schreiben des Landratsamtes

Neuburg-Schrobenhausen vom -ft^. CL.. ^. Nr. 2P. tr. ^/^r-ä/A
genehmigte Sat?ung.
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1. 0 SATZUNG . - . ...

1. 1 . Geltungsbereic. h ,-. . ' ; " .' .., - . _ .;

Dieser S.a-tz-un. g. gilt für das' i:n. i der Bauplanzeichnüng des

Architekten Karl H. Köhler, Gustav Philipp-S. t-.r. 47 in
8858 Neuburg vom 25. 2. 1987 umrandete Gebiet im Bereich
der Flurnu. mmen. 550 der G&markung ö'-i'hning Gemeinde Ober-
hausen L. k;rs. Ne-ub'u rg-Schrotushhause'h--. '/ ? . -.'
Diese befindet sich am Nordrand von Sinning und ist im
Westen durch das Neubaugebiet "Am Lohwald" Bebauungsplan
Nr. 1 und im Osten durch'-Ac^erla. f}^ b.eQrenz. -t.

..-. Die Festsetzungen in.;dem genannten Pl'än.blatt bilden zusam-
men mit den nachstehenden-. -'Vopsctiif'if'teh den ' Bebauungs-
plan Nr. 5 der Gemeinde Oberhausen Lkrs. Neuburg-Schroben-
hausen. ^; - -' - . ,

1. 2 Baulic.h.e- N'utzu-ng ...- ; -.;

1. 2. 1 Art der baulichen Nutzung

. D,as , BaLi.g,8.bi'e:t.. -i,st:. nach. :§:. -4:. -d;ep B.a.un:ut2'un?gsverordnung
( B auNVO). . al-ß all g eme i n e ä. : W;o h n ge b-i'-e t (WA ). fesfgeset zt.

.. ä .

1. 2. 2 Maß"der; baulichen Nutzung ...

Die in § 17 Absatz 1 BauNVO angegebenen Höchstwerte für
die Grundflächen- und Geschoßfläch'enza.h'le'n (GRZ und GFZ)
dürfen nicht überschritten werden.

1 + D GRZ = o, 4 GFZ = o,5

Zulässig sind höchstens 2 Vollgeschoße, wobei das 2. Ge-
schoß im Dachraum liegen . muß.. (Erd- und ausbaubares Dach-
geschoß)

1. 3 Größe der Grundstücke

Baugrundstücke für freistehende Einzelhäuser müssen eine
Mindestgröße von 600 qm (i. W. : sechshundert) aufweisen.

1. 4 Bauweise

Es ist offene Bauweise festgesetzt, mit der Maßgabe, daß
nur Einzelhäuser zulässig sind.

1. 5 Gestaltung der baulichen Anlagen

1. 5. 1 Die Baukörper- müssen einen rechteckigen Grundriß erhalten,
wobei die Traufe mind. 2 m länger als die Giebelbreite sein
muß. Eckeinschnitte sind nur zulässig, wenn Gebäudeecken
mit Stützpfeiler aus Mauerwerk oder Holz ausgebildet werden,

1. 5. 2 Für die Hauptggbäude sind nur- Satteldächer mit einer Dach-
neigung von 35" - 45" zulässig.
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1 . 5.3

1 . 5.4

1 . 5.6

1 . 5.7

1 . 5.8

1 .6

Der First muß über der Längsseite und entsprechend der Be-
bauungsplanzeichnung des Gebäudes lielgen.
Die Wohnhäuser sind mit mittigen First und beiderseits glei-
eher Dachneigung zu errichten. Schräg z'ul-aufende Ortgänge

. und Traufen sowie Dachvorsprünge mit Luftsparren sind nicht
zugelassen . \Der?- Dacihvär'&p-pung am' -Or:tg'ang''. a-ärf- höchstens 45cm
betra-gen ..

Als 33&cfcung . wirü. für..Haupt- 'und /Nebengeb;äude zieg-elrotes
oder ausnahmsw^;i4se, ;.;nafcb;h-aunes--Dac'h. eindec'ku.ngsmaterial fest-
gesetzt. ^ . '. -n~> ., >,'

1. 5. 5 Max . Trau-Fh-öh'er' d'erG fla'.upt:"äe!bäüd:'e '='.' 3, 'SO m

60p cm- über'-d 6 r '.'. Ge'bäude-Dac h ü be r sta. ;ri.,d.e<-i s-i o clr. n u r. bis, ma».

hauptlin^e (CJ.F'ayfeJ pzulässig'^ f" . f:, i:-.c: :.; .
- ".;.. f ^dü Ü , '., ;-. ".5

Die Oberkante der Kellergeschoßrohdecke darf höchstens
35 cm über Gehsteigoberkante liegen.
Dieses Maß ist an der Gebäudeecke rti'ff'-ä'e'rh hö'chstge'legert'eri
Geländeeinschnitt zu nehmen.

.^ u^;'!u^ '--; i:^r

Die Außenwände der Haupt- und Nebengebäude sind zu verputzen
.und m i-. t- A n'.&ti&i c'^ . izü ve r.s 4h &n ;1 -H'ö l z va r k T&'icl.ün-ge'h m'u s s e n sich

in . ihrer, -Fläch;e d.en, -Pu'tzfläche'ri-'' unt'e. ror'yrf'en'I.'"'.'-
Auffallend genusteptep Putz -und grelle Farben sind unzu-
lässig. Verkleidungen aus . ^Kuni's-tst-of. -F, 'Kierai.mik', Metall., Faser-
zement und gr'oßflächige Glasbausteine sind nicht zugelassen.

An- und Aust)f^ute-n;- ..:? -;;:'';,; :

1. 6. 1 Anbauten müssen sich dem Hauptkörper unterordnen.

1. 6. 2 Dacheinschnitte (negative Dachgauben) sind nicht zugelassen
',.;-. . ^ t .

1. 6. 3 Dachay.fbauten . (G.a-uben) sind.'feür bei Hauptge'bau'de'n zulässig.
Diese dürfen nicht mehr als ein Drittel der Frontlänge des
Gebäudes einnehmen. Die senkrechte Gesamthöhe jeder Gaube
darf nicht mehr als 1, 25 m betragen. Die-'Deckung hat ent-
sprechend dem Hauptdach zu erfolgen.

1. 6. 4 Kniestöcke sind nur in einer Höhe bis zu 40 cm zulässig, ge
messen von Oberkante Rohdecke bis Unterkante Fußpfette.

1. 6. 5 Sonnenkollektoren
dert im Hauptdach
anzuordnen .

können zugelassen
im Abstand von 1 , 00

werden, sie
zum First

sind geglie
und Traufe

1. 7 Nebenanlagen

Außerhalb der überbaubaren Flächen sind Anlagen im Sinne des
§23 Absatz 5 der BauNVO nicht zulässig, mit Ausnahme solche
die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind
oder zugelassen werden können.
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1 .8

1. 8.1

1 . 8.2

1 . 9.1

Garagen . '. ' ' .......

Garagen und Nebengebäude sind zusammenzubauen und mit einem
Sattelda-oh: gleich'er"-Neigung und Deckung wie-beim Dach des
Hauptgfe'bäudes, mit-''e'i-rie-n; mä^.- f rauf höhe von 2, 75 m herzu-
stel-l. en . ' Die'. Länge der Gar-agerT und Ne'beng'ebäude/an der seit
lichen Grundstück'sgr'erize' ^'arf'^n:i'ch'f :m'e'h r 'als ' 8 , 50 m betragen,
die Gesamtnutzflache 50 m" nicht überschreiten. Bei beider-
seitigen Grenzanbau sind die Garagen in der Höhe und Gestal-
tung aufeinander abzustimmen.
Es wird empfohlen, daß die Vorderfronten" (straßenseitig)den
gleichen Abstand zur Straße haben

. QaPagen aus- l-eic. hten 
' 

;Bi ehe'ifsbauwse isen

gesehoß sipd' unzulässig .''-' ' ' -'. ''-'. ^.i
und Garag-en im Ke 11er'-

1-8. 3 Die Garagen^müssen mit - ihr'enr Einfdh'rts'to-reh'mind . 5, 00 m
hinter der "Grundstücksg renze l iegeh. '" ":1" .

1. 8. 4 Der ©aragenöod-en ist R©cliis'eens'+-qo--i@;nl iL-u'ber der Straßenober-
. '^kante ZCT'-legen'. '- ^ . -^-. c, !^ ^v; .-ri..^ ^. ^ ^

0 .. . . -. -. ^ -. .;
:1. 9 'Einf-ried'uh'gen '' .. '".... -

Al:s Ein^. ri-edung e'ff'flang de'r Straßen sind nurZäune in einer
Höhe von 1, 00 m, einschl. Sockel zugelassen. Die Sockelhöhe
darf höchstens 0, 25 m betragen. Als' Zwischenzäune sind Ma-
schendrahtzäune von max. 1, 00 m hlöhe zulässig.

^ .V

1.-9. 2 Die Gestaltung-de-r E'i-nfr'iedun:g hat in solider Holzkonstruktion
zu erFoIgen und sich i-n das Orts- und La-ndächaftsbild einzu-
-Fügen .-. P'lastikzäune -s-i rrd- n ic ht zulässi''g.

1. 9. 3 Die Ausführung der straßenseiti'gen Einfriedungen
put-zteMäüerf lache oder Beton-scheibe ist nur als
für Mülltonnenstandplätze zugelassen.

als ver-
Sichtschutz

,1. 9. 4 Soll der Raum zwischen öffentlicher Verkehrsflache und Garage
eingefriedet werden, muß der Abstand'von Garage zur Straßen-
kante mind. 6, 50 m betragen.

1. 10 Anpflanzungen

Die nicht überbaubaren Flächen der bebauten Grundstücke, mit
Ausnahme der Flächen für Stellplätze, der Zu- und Abfahrten
und der Mülltonnenstandplätze sind als Grünflächen gärtne-
risch anzulegen und zu erhalten.
An der Ostseite der Gr'undstijcke ist ein 7 m breiter Pflanz-

streifen anzuordnen, wobei standortgemäße, heimische Gehölze,
gemischt mit großkronigen Bäumen (besonders auch Obstbäume)
vorzusehen sind. Das Pflanzgebot für großkronige Bäume ist
gem. der Eintragung in der Plänzeichnung zu beachten.
Zu bevorzugen sind folgende Gehölze:
Pfaffenhütchen, Haselnuß, Weißdorn, wolliger Schneeball ,Har't-
riegel, Liguster, Hollunder, Eberesche, Wildkirsche, Wildbime,
Schlehe, Feldahom, Bergahom, Ulme, Stileiche, Hainbuche und
Obstbäume (Halb- und Hochstämme) als Ortsrandabgrenzung.
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1. 11

1 . 12

2.0

2.1

Der Geländeverlauf darf durch Auffüllungen oder Abtragungen
nicht wesentlich verändert werden. Ein Geländeabtrag kann
lediglich für Garageneinfahrten gebilligt werden.

r''. ;. ". ;. i-6u:; ijn c- ^'^...bu'.,. .. t.-
Der ,§ebauungsplan' ,_w, i, rdr,m, i. t . dePi.-Bekanntma.ch-u.ng nach § 12
BBauG recht;svepbi;^dliG,h;.;; G. Le.ich zeit i g ,tn&t,©^ frühere Pla--
nung&r'ec. ht]. i;ch-;e ;F-,est.. s:.e,tz, u.n_gen, ;und örtl-iahe. :Bajuy.o. rschriften ,
d, ie diesem . B@-bauu;ng, sp;l,an widdenspn-eche-n . außer:-, .Kraft.

Begr-ündu. n.g

Allgemeines, r-1 Ob^;0
. 1 c-

0

^ l '

Zweck der Aufstellung des Bebauungsplanes (verbindlicher
Bau le i tp 1^, nj ^ i^±, äyi^e.: ^c^h a-f. f.usi gn y:o, rii :. fiestse4- z u n g:@ ni, ; tni t -An -
gaben über bauliche und sonst-ig-eMu. t'zung. der Fläehen im
bezeichneten Gebiet.
Diese F;es,tseitz-y. n.g1e.n bild-en d;ie,. ;GryoGilage,, für die Beurtei-

lung und Genehm. ig^ing dep-a;a.u.g@.su.ehe,r,, a.ü.ch':wäbr.end-.der Plan-
aufstellung. Sie sind Voraussetzung für die Bodenordnung

.; e. inschl., ^ üral.egung , +fjJp^Ent@.sgnung a oäoE n Schließung..
D,:ie Aufstellung von Bebauungsplänen win^rvan der:,,,Gerne ind e
Obenhausen in eigener Verantwortung durchgef.ührt.
Das Verfahren selbst ist in den §§ 1-1-%Qd,e:fe;BBQ ..geregelt;
Die verbindliche Bauleitplanung befaßt sich lediglich mit
den Planung st at ?ac he n ,;~u nd c P l'ar? y. n g s n o twe.^.d i. g. k e 11 ̂ ;n-..

2 2 Anlaß ^ur^ Au fsf©,ll, ung

Die Gesamtentwicklung der Gemeinde Oberhausen im Or-tsteil
Sinnin.g ». das F^e.hlen von . ba.-u;leijtpla'nerisch, 5e.Qrdnetem B. au-
l an d zwi-ng,.e^ z-.yr Auswe-iaung r)i/Lon .'.ne. Liem Wo'h:n:g-ebi-,et. . Da zur
Zeit eine koste_ng-ür\_;stige, Au;&w,els. Ling nur-^ÜT- d. as Gebiet
"Am Lohwald" in Betracht kommt, die Erschließung vorhanden
ist, .hat d.e p. Gemeinde rat die .Erweiterung, der ,Woh,n'b:au fläche n
im voTgenannt. en_, Gebie. t besch-lossen. Be'i . d. ecp Arrzah. 1 der freien

Parzellen wurde... grundsätzl-ic.h, d. i.e. Bauabsicht Qrtsansässiger
Bewohner zu Gründe gelegt.

2. 2. 2 Die Wasserve rso.rgung ist vorhanden. -
t-

2. 2. 3 Das Baugebiet wird an die Abwasserbeseitigungsanlage mitan-
geschlossen .

2. 2. 4 Eine ordnungsgemäße
ist vorhanden.

und wirksame Abwasserbeseitigungsanlage

2. 2. 5 Die im Ortsteil Sinning der Gemeinde Oberhausen bestehende
Friedhofanlage ist auch für das neue Wohngebiet ausreichend.

2. 2. 6 Kirchliche und sonstige kulturelle Einrichtungen, sowie schu
lische Belange erfahren durch das neue Wohngebiet keinerlei
Ver'änderungen .
Der Kindergarten -für die Gemeinde Oberhausen ist in ausrei-
chender Größe im OT Sinning vorhanden



2.3

2.4

2.5

6 -

:^f .. :'.

Festsetzungen 'l- '''' ' ' '-

Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan als'allgemeines Wohn-
gebiet ausgewiesen.

Städtebauliche Situation

Zur Beurteilung der allgemei'he'h "städtebaulichen Situation
dienen folg.ende städtebauliche und verkehrsmäßige Gesichts-
punkte.. .:! '. y^'''- :. ' '. , (,-' .
Das B'ebauungsplangebiet Nr. 5 "Am Lohwald Ost" liegt an der
im .F-Plan vorgesehen östlichen Bebauun-gsg renze in, diesem Be-
reich, weshalb ein besonderes Augenmerk auf Punkt 1. 10 der

-. Satzung zu legen ist. . ...
Eine günstige Verkehrsanbindung an-'-ele'ri'-QTtskem ist gegeben.

Auf dem 5. 500 qm großen Wohngebiet werden 7 Woh"ei"heite" ge-
schaffen. -" »
Dabei soll besonders verwirklicht werden:
Gute Einbindung in die freie Landschaft
Einordnung in die vorhandene 'Topögr'aph'le . -' ' .
Schaffung weitgehenster Ausnutzungsmöglichkeit des zu bebauen-
den Geländes. .- .Ji; ' - '' '
Schaffung einer aufgelockerten Bebauung, durch Einbeziehung der
Begrünungsmaßnahmen. .. ,. .'

^y% .'
fS-'^^ ' .
i S^' ^

' '-^s^/ .
Oberhausen, den . . -?^.,. -...

1. Bürgermeister

us gef ert i gt ^nd^, rt;rn ^^
. ©rftausen 22. 2. 88 ^(f" , | fc |

Schiele %J^;^
1. Bgm. <i?QB<
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3. 0 Städtebauliche Werte

3. 1 Flächengl-iederung >

3. 1-1 ^auland ".. _ ; i. :-, y ,. , , 5 000 qm = 91

3. 1. 2 Verkehrsf lache 500 qin ~ = 9
f-^ :-" .;;. , '.L'. :

3. 2 Bebauungspl ar)g1 iedeEjLjng
-HS WE- ^ GRZ. GFZ

3. 2. 1 Einfamilienwohnhäuser ^ ^ ^, , "'<
.'/" ?' . ? ' . ; =. /. / ':' (;;iu"ft u'

3. 2. 2^ Wohndichte .. --' >?- -I-: " ^ . ^r ^ -,, 0^1
'-^J"^-n!':., s:,. / 'te, ;, ^ 21 : 0-5 = , 42 Ew-/'ha

3. 2. 3 Siedlu-n^sdichte -, . ^ ., ; , 21;;0. ß5, = 38;. "(8 EW/ha

3. 3 Private Stellplätze 7
.. ri=;E5i1'? . 11'- ?r. ^; ;. >;'ij:';-^g' - ./; < °. '"

''^". ^. i^"' . r?_. 1:';/. ';.. :'^ / .. "!ii')':"' '...-
3. 4 Kosten dqrAnneren Ersc.hließung

~ -t '\v'".. '. , -. '. "" B.1,. ; . " '-. :. ^. ;/.ll . ,... Jt;

3. 4. 1 Verkehrserschließung
. .. i ;- .. i- a . -'''. ^ " - ; .... -.:.

Siedlungsstraße vorhanden " -

Randbefestigung , Pflasterzeile DM 12 000.-

Gehsteig 25 m DM 4 000.-

3. 4. 2 Erschließung vorhanden
Grundstücksanschlüsse Abwasser DM 20 000.-

Wasseranschluß DM 5 000.-

Strom DM 3 000.-

3. 4. 3 Nebenkosten DM 3 000.-

3. 4 Gesamtkosten DM 47 000.-

Aus gef ert i gt ' G^^^^T , »?Ä
. rhausen 2^ 2. 88 ^ | ̂  ji

^ a^^as?? ^*
Schiele "^ ~sä»;^ ^~

1. Bgm.
^

Neuburg, den 28. Februar 1987 . ''-' ". ":.'
Se^J'&ft'. 0.6. ^0. 1 ^ 9-
^rLH. K^HL^ARCKI-; KT " .

!' <" "'i.. ''' 'r*r< ''---, ^.-. -- . -
- . . . . :":}t. 'f;1'- :- i -;/^ . .. :- . '.7

^/f^^^^\ ;2A^ /
& Ü 5 b ;^ l. -B y R C- üOr, /. U





gem. g 12 BauGB über den Erlaß des Bebauungsplanes Nr. 5

der Gemeinde Oberhausen für das Gebiet "Am Lohwald Ost" vom 26. 05. 198?:

Der Gemeinderat hat für . das oben bezeichnete Gebiet einen Bebauungsplan
in der Fassung vom 26. 05»l987 als Satzungsbeschlossen. Mit Schreiben des
Landratsamtes Neuburg-Schrobenhausen vom 17. 02. 1988, Nr. 50-610-5/2 wurde
der Gemeinde mitgeteilt, daß das Aufstellungsverfahren für den oben be-
zeichneten Bebauungsplan ordnungsgemäß durchgeführt worden ist und eine
Verletzung von Eech-bsvorschriften . nicht geltend gemacht wird.

Der Bebauungsplan vom 26. 05. 198? mit Begründung vom 26. 05. 198? liegt ab
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Gemeizideamt Oberhausen (Zimmer-
Nr. 2), Hauptstr. 4, Oberhausen während der allgemeinen Dienststunden
öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. Gemäß § 12 BauGB wird
der Bebauungsplan mit dieser Bekanntmachung rechtsverbindlich.

HINWEISE:(in Auszügen aus dem Baugesetzbuch - BauGrB - i. d.F. d. Bek. vom
08. 12. 1986, BQB1 I S. 2255)

§ 44 Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der
» '.. i. Entschädigungsansprüche

(3) 'Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn
die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Verpaögensnachteile eingetreten sind. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, daß er die Leistung
der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.
Entschädigungsleistungen in Geld sind ab Fälligkeit mit 2 vom Hundert über

dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank jährlich zu verzinsen. 4 Ist Ent-
Schädigung durch Übernahme des Grundstücks zu leisten, findet auf die Ver-
zinsung § 99 Abs. 3 Anwendung. '.

(4) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in Absatz 3 Satz l bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs her-
beigeführt wird. . . .' . r

3T. § 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
ForinvorschrUten sowie von Mängeln der Abwägung, Behebung von Fehlem
(I) UnbeachÜich sind' .. .

l. eine Verletzung der in § 214 Abs. l Nr. l und 2 bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften und

2. Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in Fällen der Nummer l innerhalb eines Jahres'.'in Fällen der

Nummer 2 innerhalb von sieben Jahren^seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel
begründen soll, ist darzulegen.

^

a)

bi's sfs.i-e.si&^s

^* , ^ 3
Ä . A. ^9y

Oberhausen g 2, 2.
Gemeinde Oberhausen

8859 Oberhausen

LA.

An die Am-bstafeln

Angeheftet: 22. 02o1988
Abgenommen: 25. 03. 1988

Fabian
gltd. Beamter




